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BERICHT DER KOMMISSION AN DEN RAT, DAS EUROPAISCHE PARLAMENT,
DEN EUROPAISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS UND DEN
AUSSCHUSS DER REGIONEN

uber die Anwendung und Wirksamkeit der Richtlinie Gber die strategische
Umweltpr ifung (Richtlinie 2001/42/EG)

1. EINLEITUNG

Nach der Richtlinie 2001/42/EG" (ber die Prifung der Umweltauswirkungen
bestimmter Pléane und Programme (,Strategische Umweltprifung” - SUP —
nachstehend ,, SUP-Richtlinie*) missen bestimmte 6ffentliche Plane und Programme
vor ihrer Genehmigung einer Umweltprifung unterzogen werden.

Gemal3 Artikel 12 Absatz 3 der Richtlinie sollte die Kommission dem Européischen
Parlament und dem Rat vor dem 21.Juli 2006 einen ersten Bericht Uber die
Anwendung und Wirksamkeit dieser Richtlinie vorlegen. Damit die Erfordernisse
des Umweltschutzes stéarker in die verschiedenen Politikbereiche einbezogen werden,
sollten diesem Bericht gegebenenfalls Vorschldge zur Anderung der Richtlinie
beigefligt werden, insbesondere in Bezug auf die Moglichkeit, den Geltungsbereich
dieser Richtlinie auszudehnen, um andere Bereiche/Sektoren und andere Arten von
Planen und Programmen abzudecken.

Da sich die Umsetzung der Richtlinie jedoch in vielen Mitgliedstaaten verzogert
hatte und noch kaum Erfahrungen mit ihrer Anwendung vorlagen, reichten die
verfligbaren Informationen am 21. Juli 2006 nicht aus, um wie geplant einen Bericht
zu erstellen. (Auflerdem musste dieser erste Bericht die Erfahrungen in den neuen
Mitgliedstaaten beriicksichtigen, die 2004 bzw. 2007 beigetreten sind).

Die wichtigsten Quellen fir den vorliegenden Bericht sind im Anhang aufgefhrt.

2. UMSETZUNG DER SUP-RICHTLINIE

Die Mitgliedstaaten mussten die SUP-Richtlinie bis 21. Juli 2004 in eigenes Recht
umsetzen. Bis zu diesem Termin hatten aber nur neun von 25 Mitgliedstaaten die
Richtlinie tatsachlich in einzel staatliches Recht umgesetzt.

Im Dezember 2004 wurden 15 Vertragsverletzungsverfahren wegen unterlassener
Mitteilung eingeleitet, weil die SUP-Richtlinie nicht in einzelstaatliches Recht um-
gesetzt worden war. Anschlief3end hat der Européische Gerichtshof (EGH) funf
Mitgliedstaaten wegen unterlassener Umsetzung verurteilt. Derzeit ist beim EGH
diesbeziiglich keine weitere Rechtssache anhéngig.

! ABI. L 197 vom 21.7.2001, S. 30. Der Begriff , strategisch” findet sich nicht im Text der Richtlinie. Er
wird hier nur der Zweckméafdigkeit halber verwendet.
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2009 haben ale Mitgliedstaaten die Richtlinie umgesetzt. Die Kommission hat
untersucht, inwieweit die Umsetzung in den MS mit der Richtlinie konform ist.
Gegebenenfals wurden oder werden Verstoverfahren eingeleitet, um bei
unvollstandiger oder unkorrekter Umsetzung Abhilfe zu schaffen.

DIE WICHTIGSTEN ASPEKTE DES SUP-VERFAHRENS
Grundsatze

Die Pléne und Programme, die unter die Richtlinie fallen, werden im Laufe ihrer
Ausarbeitung und vor ihrer Genehmigung einer Umweltprifung unterzogen. Dies
schliefd die Erstellung eines Umweltberichts, in dem die voraussichtlichen
erheblichen Umweltauswirkungen und verninftige Alternativen ermittelt werden,
und die Durchfiihrung von Konsultationen (der Offentlichkeit, der Umweltbehorden
und - im Falle grenziiberschreitender Wirkungen - anderer Mitgliedstaaten) ein. Der
Umweltbericht und die Ergebnisse der Konsultationen werden vor der Genehmigung
berticksichtigt. Nach der Genehmigung eines Plans oder eines Programms werden
die Umweltbehorden und die Offentlichkeit dariiber unterrichtet und erhalten Zugang
zu relevanten Informationen. Damit unvorhergesehene negative Auswirkungen
maoglichst frih erkannt werden, missen die erheblichen Umweltauswirkungen der
Plane und Programme Uberwacht werden.

Die nachstehend aufgefthrten Arten von Pldnen und Programmen sowie deren
Anderungen fallen unter die Richtlinie, wenn sie von einer Behdrde ausgearbeitet
und/oder genehmigt werden® und wenn sie aufgrund von Rechts-, Ordnungs- oder
Verwaltungsvorschriften erforderlich sind:

(1)  Plane und Programme fiir bestimmte Wirtschaftssektoren®, die den Rahmen
fur nachfolgende Genehmigungen in Bezug auf Projekte im Rahmen der
Richtlinie tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVP-Richtlinie)* bilden.

(2)  Plane und Programme, die eine Prifung nach der Fauna-Flora-Habitat-(FFH)-
Richtlinie (92/43/EWG®) erfordern.

Nach der Rechtssprechung des EGH kann der Begriff ,Behorde* auf vielfétige Weise ausgelegt
werden. Er schliefdt  offentliche Behdrden, halboffentliche Stellen  oder  privatisierte
Versorgungsunternehmen ein, die mit der Erbringung einer Dienstleistung in &ffentlichem Interesse
unter staatlicher Aufsicht beauftragt wurden und fir diesen Zwecke besondere Befugnisse erhielten.
Weitere Einzelheiten siehe Ziffern 3.12 und 3.13 der Leitlinien der Kommission fir die Umwetzung der
Durchfiihrung der SUP-Richtlinie.

Landwirtschaft, Fortwirtschaft, Fischerei, Energie, Industrie, Verkehr, Abfallwirtschaft,
Wasserwirtschaft, Telekommunikation, Fremdenverkehr, Stadt- und Raumplanung, Fléachennutzung.
Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 Uber die Umweltvertréglichkeitsprifung bei
bestimmten 6ffentlichen und privaten Projekten in der gednderten Fassung (ABI. L 175 vom 5.7.1985,
S. 40).

Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natiirlichen Lebensrdume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABI. L 206 vom 22.7.1992, S. 7).

DE



3.2.

3.3.

3.4.

(3) Plane und Programme, die den Rahmen fur Genehmigungen in Bezug auf
Projekte (auch solche, die nicht in der UV P-Richtlinie aufgefihrt sind, siehe
Ziffer (1)) vorgeben und fiir die durch , Screening“® ermittelt wurde, dass sie
voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen haben werden.

(4)  Kleinere Anderungen von Planen und Programmen sowie Pldne und Pro-
gramme fUr kleine Gebiete auf lokaler Ebene nur dann, wenn das ,, Screening*
ergibt, dass sie voraussichtlich erhebliche Umwel twirkungen haben werden.

(5) Die Richtlinie gilt nicht fur Plane und Programme in folgenden Sektoren:
Landesverteidigung, Katastrophenschutz, Finanzen und Haushalt.

Festlegung des Geltungsbereichs der Richtlinie

Im Allgemeinen hatten die Mitgliedstaaten keine Probleme, den Geltungsbereich der
SUP-Richtlinie festzulegen. Die meisten Mitgliedstaaten teilen mit, dass ihrem
Modell ein kombinierter Ansatz zugrunde liegt, bei dem die Liste der zu prifenden
Plane und Programme durch ein Konzept erganzt wird, nach dem von Fall zu Fall
untersucht wird, ob eine Prufung erforderlich ist.

Festlegung des Umfangs des Umweltberichts (Artikel 5 Absatz 4)

Der Umfang und die Detailgenauigkeit des Umweltberichts werden in Absprache mit
den Umweltbehdrden festgelegt. Dieser Prozess wird in der Regel als ,, Scoping”
bezeichnet.

Die SUP-Richtlinie stellt wenige Anforderungen an den Umfang des Umwelt-
berichts. Infolgedessen gehen die Mitgliedstaaten beim ,Scoping” und bei der
Konsultation der zustandigen Behorden unterschiedlich vor. Die ,, Scoping“-
Verfahren werden Uberwiegend auf Einzelfallbasis entwickelt, da die wenigsten
Mitgliedstaaten konkrete Verfahren vorschreiben.

Je nach Mitgliedstaat entscheiden verschiedene Behotrden Uber das Ergebnis des
»Scoping”-Verfahrens. Oft ist dies — nach Anhdrung der Umweltbehérde - Aufgabe
der Planungsbehorde, in anderen Fallen wiederum wird diese Entscheidung der
Umweltbehorde Uberlassen.

In einigen wenigen Mitgliedstaaten setzt das ,, Scoping”-Verfahren die Konsultation
der Offentlichkeit voraus, auch wenn dies nach der Richtlinie nicht obligatorisch ist.

Umweltbericht (Artikel 5und Anhang )

Im Umweltbericht werden die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen, die die
Durchfiihrung des Plans oder Programms auf die Umwelt hat, sowie verninftige
Alternativen, die die Ziele und den geografischen Anwendungsbereich des Plans
oder Programms beriicksichtigen, ermittelt, beschrieben und bewertet.

Durch Einzelfallprifung oder durch Festlegung von Arten von Plénen und Programmen oder durch eine
Kombination aus beidem.
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3.5.

3.6.

3.7.

Die Umsetzungsrechtsvorschriften aler Mitgliedstaaten schreiben formlich vor, dass
die Ausgangssituation zu beschreiben ist. Die Mitgliedstaaten fuhren die Ermittlung
der richtigen Datenebene und der Detailgenauigkeit der Prifung als wesentliche
Schwierigkeiten an.

Aulerdem nennen sie den Mangel an qualitativ hochwertigen Daten, den
Zeitaufwand der Datenerhebung, den Mangel an einheitlichen Kriterien fir den
Umfang und den Inhalt der Untersuchung der Ausgangssituation sowie das Fehlen
eines Standardsatzes von Umwelt- und Nachhaltigkeitskriterien, anhand deren die
Pléne und Programme zu prifen sind.

Begriffsbestimmung von , verninftigen Alternativen® (Artikel 5 Absatz 1)

Die Prifung und Ermittlung von Alternativen im Umweltbericht ist einer der
wenigen Aspekte, mit dem die Mitgliedstaaten wirklich Probleme hatten. Einige
Mitgliedstaaten haben as Unterstitzung bei der Ermittlung und Auswahl
vernunftiger Alternativen in einzelnen Verfahren ausfihrliche Leitlinien aufgestellt.
Die meisten Mitgliedstaaten haben diese Frage allerdings offen gelassen.

In den meisten enzelstaatlichen Rechtsvorschriften wird weder der Begriff
.vernunftige Alternativen” speziell definiert, noch wird vorgegeben, wie viele
Alternativen zu prifen sind. Die Wahl vernunftiger Alternativen geschieht im Wege
einer Einzelfallprifung und einer Entscheidung. Alle Mitgliedstaaten fuhren an, dass
die Alternative , Status quo” obligatorisch in den Umweltbericht aufzunehmen ist.

Konsultationen der Offentlichkeit und der Umweltbehorden (Artikel 6)

Da die SUP-Richtlinie keine Einzelheiten dariiber enthalt, wie die Offentlichkeit zu
konsultieren ist, kommt eine Vielzahl von Verfahren zur Anwendung: oOffentliche
Bekanntmachungen, Verdffentlichungen in Amtsblédttern oder Presse, oOffentliche
Versammlungen, Interneterhebungen und Fragebtgen. Nur wenige Mitgliedstaaten
haben einen festen Zeitrahmen fur die Anhorung der Offentlichkeit vorgegeben. Die
meisten Mitgliedstaaten sehen Konsultationszeitrdume von mindestens einem Monat
vor, wahrend einige dies von Fall zu Fall festlegen.

Insbesondere wenn die Anhorung der Offentlichkeit zu Beginn der Planung
durchgefiihrt und als Prozess verstanden wird, bewirkt sie nach allgemeiner
Erfahrung, dass die Plane und Programm mehr Akzeptanz finden und Konflikte frih
erkannt und gel 6st werden.

Grenzlberschreitende Konsultationen (Artikel 7)

Es wurden viele Félle grenziiberschreitender Konsultationen gemeldet, die offenbar
zur allgemeinen Zufriedenheit abgewickelt wurden; lediglich die Sprachenfrage warf
Schwierigkeiten auf.

Die groRten Kritikpunkte waren die Kosten der Ubersetzung von Unterlagen und die
Tatsache, dass Unterlagen nicht systematisch Ubersetzt werden. NRO teilen mit, dass
in der Praxis die Konsultation nicht durchweg in einem frihen Stadium stattfindet,
sondern haufig erst dann, wenn die Plane und Programme bereits weit fortgeschritten
sind.
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3.8.

4.1.

Uberwachung er heblicher Umweltauswirkungen

Gemal3 Artikel 10 der Richtlinie sind die erheblichen Auswirkungen der
Durchfiihrung der Pléne und Programme auf die Umwelt zu Uberwachen, damit
frihzeitig unvorhergesehene negative Auswirkungen ermittelt und geeignete
Abhilfemal3nahmen ergriffen werden konnen.

Nur sehr wenige Mitgliedstaaten haben nach ihren Auskiinften Uberwachungs-
verfahren eingefiihrt oder Leitlinien fir die Aufstellung von Uberwachungs-
indikatoren erarbeitet. Der Mangel an angemessenen Anleitungen durch die
Mitgliedstaaten wirft die Frage auf, ob die Uberwachungsbestimmungen in einigen
Mitgliedstaaten wirksam durchgeftihrt werden.

VERHALTNISZUM EU-RECHT UND ZU ANDEREN POLITIKBEREICHEN

Die SUP-Richtlinie stellt formlich und ausdrticklich einen Zusammenhang her mit
der FFH- und der UV P-Richtlinie; es besteht aber auch ein enger Zusammenhang mit
anderen Richtlinien (Richtlinien Uber Wasser, Nitrat, Abfédlle, Lam und
Luftqualitét’), die Vorschriften firr die Aufstellung und Prifung von Planen und
Programmen in Sektoren vorsehen, die unter die SUP fallen, sowie mit dem SUP-
Protokol I,

Gemal3 Artikel 11 der SUP-Richtlinie kbnnen die Mitgliedstaaten in Féllen, in denen
sich die Verpflichtung, eine Prifung der Umweltauswirkungen durchzufihren,
sowohl aus der SUP-Richtlinie als auch aus anderen Rechtsvorschriften der
Gemeinschaft ergibt, koordinierte oder gemeinsame V erfahren vorsehen.

Nur wenige Mitgliedstaaten haben nach eigenen Angaben Anleitungen fur die
Koordinierung der gemeinsamen Verfahren erstellt, mit denen die VVorschriften Uber
Umweltprifungen in anderen Richtlinien erfllt werden.

UVP-Richtlinie

Die zwel Richtlinien ergénzen sich weitgehend: Die SUP betrifft die Vorphase; mit
ihr sollen in einem frilhen Planungsstadium die besten Optionen ermittelt werden.
Die UVP betrifft die Planungsphase und Projekte in einem spateren
Planungsstadium. Theoretisch ist es unwahrscheinlich, dass sich die beiden Prozesse

Richtlinie 2000/60/EG zur Schaffung eines Ordnungsrahmens fir Mal3nahmen der Gemeinschaft im
Bereich der Wasserpolitik (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1). Richtlinie 91/676/EWG des Rates zum
Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABI. L 375
vom 31.12.1991, S. 1). Richtlinie 2006/12/EG Uber Abfadlle (ABI. L 114 vom 27.4.2006, S.9).
Richtlinie 2002/49/EG Uber die Bewertung und Bekéampfung von Umgebungsldrm (ABI. L 189 vom
18.7.2002, S. 12). Richtlinie 2008/50/EG Uber Luftqualitdt und saubere Luft fir Europa (ABI. L 152
vom 11.6.2008, S. 1).

Protokoll Uber die strategische Umweltprifung zum UN/ECE-Ubereinkommen (ber die
Umweltvertraglichkeitsprifung im grenziberschreitenden Rahmen (Kiew, 2003). Es wurde mit dem
Beschluss 2008/871/EG genehmigt (ABI. L 308 vom 19.11.2008, S. 33).
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Uberschneiden. Es wurden aber doch verschiedene Bereiche ermittelt, in denen es bel
der Anwendung der beiden Richtlinien zu Uberschneidungen kommen kann®.

Besonders die Abgrenzung zwischen Plan, Programm und Projekt ist nicht immer
eindeutig, weswegen manchmal Zweifel bestehen kénnen, ob der Gegenstand der
Prifung den Kriterien einer oder beiden Richtlinien geniigt. In diesem Kontext sind
die Definitionen einiger Projektkategorien in Anhang Il der UVP-Richtlinie im
Zusammenhang mit einer anderen Bodennutzung nicht eindeutig und kdnnten zu
einer Verwechslung mit der SUP fuhren.

Die Mitgliedstaaten haben mit unterschiedlichen Ansitzen versucht, die potenziellen
Méangel aufgrund sich Uberschneidender Verfahren zu beheben. Diese Ansdtze
reichen von gemeinsamen Verfahren in bestimmten Falen bis zur informellen
Koordinierung durch die zustdndigen Behorden. Die Mitgliedstaaten bedauern
haufig, dass es ihnen an Erfahrung mangelt, um Uberschneidungen korrekt erkennen
und bewerten zu kdnnen.

Viele Mitgliedstaaten betonen, wie wichtig es ist, die beiden Verfahren zu
koordinieren, solange sie wenig Erfahrung mit der Anwendung der SUP-Richtlinie
haben. Allerdings werden die Mechanismen und Instrumente nicht immer
ordnungsgemal’d entwickelt und erprobt. Dies kénnte auf dem Wege von Leitfaden
geschehen, die zusammen mit den Mitgliedstaaten zu erarbeiten wéren.

Auch eine Verschmelzung der UVP- und der SUP-Richtlinie kdnnte in Betracht
gezogen werden, um deren Querverbindungen klarer herauszuarbeiten und durch ein
gesamtheitliches Verfahren der Umweltprifung ihre Komplementaritéat und Effizienz
zu steigern. Obwohl dies eine attraktive LAsung sein konnte, haben nur sehr wenige
Mitgliedstaaten eine solche Verschmelzung empfohlen. Sie betonen vielmehr, dass
jede Prifung vollig eigensténdig sein sollte, da die beiden Richtlinien komplementar
sind und verschiedene Phasen und Prozesse betreffen.

Deshab scheint es, auch aufgrund der geringen Erfahrung mit der Anwendung der
SUP-Richtlinie, derzeit nicht angezeigt, die beiden Prifungsverfahren zu
verschmelzen. In diesem Stadium kénnen eine engere Koordinierung und mehr
Kohérenz nur dadurch erzielt werden, dass die Unstimmigkeiten zwischen den
Bestimmungen der beiden Richtlinien bereinigt und die problematischen
Projektkategorien in der UVP-Richtlinie klarer definiert und/oder, wie bereits
erwahnt, durch deren Anderung bzw. durch die Erarbeitung von Leitfaden besser
erlautert werden.

- Grof¥projekte, die sich aus Teilprojekten zusammensetzen, oder Projekte, deren Bedeutung tber die

lokale Ebene hinausreicht.

- Projekte, fur die Flachennutzungspléne gedndert werden missen (was eine SUP erforderlich macht),

bevor ein Erschlief3er eine Erschliefungsgenehmigung beantragen und eine UVP durchfiihren kann.
Plane und Programme, die verbindliche Kriterien fir die  nachfolgenden

Erschlieffungsgenehmigungen fir Projekte festlegen.

- Hierarchische Verbindungen zwischen SUP und UV P (Abstufung).
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4.2.

4.3.

4.4.

FFH-Richtlinie und Aktionsplan zur Erhaltung der biologischen Vielfalt™

Was die FFH-Richtlinie und besonders deren Artikel 6 Absatz 3 anbelangt,
demzufolge in bestimmten Féllen eine besondere Priifung erforderlich ist, so sind die
Mitgliedstaaten der Auffassung, dass es hier im Verhdtnis zu Artikel 11 Absatz 2
der SUP-Richtlinie, der koordinierte oder gemeinsame Prifungsverfahren vorsieht,
keine grofReren Probleme zu melden gibt. Tatséchlich berichten die Mitgliedstaaten,
dass sie Doppelarbeit und Uberschneidungen vor allem durch einen koordinierten
Ansatz vermeiden wollen, den sie einem gemeinsamen™ Ansatz vorziehen, und
entsprechende Schritte unternommen haben.

Hier sei darauf verwiesen, dass NRO in dieser Frage Bedenken gedul3ert haben.

Was den Aktionsplan zur Erhaltung der biologischen Vielfalt anbelangt, so
vertreten viele Mitgliedstaaten die Auffassung, dass die Bestimmungen der SUP-
Richtlinie reichen und dem Inhalt des Aktionsplans Rechnung tragen.

Die Halbzeitbewertung der Umsetzung des gemeinschaftlichen Aktionsplans zur
Erhaltung der biologischen Vielfalt von 2008" zeigt, dass die EU das firr 2010
angestrebte Ziel der Eindammung des Verlustes an biologischer Vielfalt sehr
wahrscheinlich nicht erreichen wird. Im Bewertungsbericht wird betont, dass noch
mehr unternommen werden muss, damit sichergestellt ist, dass bei ©kologisch
riskanten, von den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft finanzierten Eingriffen
systematisch SUP und UV P vorgenommen werden.

Das SUP-Protokoll

Das SUP-Protokoll wurde durch das Espooer Ubereinkommen uber die
Umweltvertréglichkeitsprifung im grenziberschreitenden Rahmen erganzt, dem die
Gemeinschaft beigetreten ist. Das SUP-Protokoll wurde am 21. Mai 2003 in Kiew
angenommen und anschlief3end von 36 Landern und der Européi schen Gemeinschaft
unterzeichnet. Es muss von 16 Unterzeichnerstaaten ratifiziert werden, um in Kraft
zu treten. Bislang haben 10 Unterzeichnerstaaten das Protokoll ratifiziert.

Das SUP-Protokoll beschrankt sich nicht auf grenzilberschreitende Auswirkungen
von Planen und Programmen, es betrifft auch Auswirkungen innerhalb eines
Unterzeichnerstaats. Nach seinem Inkrafttreten sind die Vertragsparteien verpflichtet,
die Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme zu bewerten. Aul3erdem
befasst sich das Protokoll mit Politiken und Rechtsvorschriften, was auf die SUP-
Richtlinie nicht zutrifft.

Klimawandél

Viele Mitgliedstaaten haben den Mangel an bewahrten Verfahren fur die Ermittlung
von Auswirkungen als wesentliches Problem angefiihrt. Die SUP befasst sich nur im
Einzelfall mit Aspekten des Klimawandels, und zwar vor allem im Zusammenhang

10
11

12

KOM(2006) 216.

Koordinierung der SUP mit anderen Prifungen und gemeinsames Verfahren mit einer einzigen
Priifung, die den Anforderungen beider Richtlinien gerecht wird.

KOM (2008) 864.
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mit Pl&nen und Programmen, die sich potenziell erheblich auf das Klima auswirken
koénnen, wie Plane und Programme in den Bereichen Energie oder Verkehr. Es
zeichnet sich alerdings die Tendenz ab, auch in den Ubrigen Pldnen und
Programmen Klimaschutzbelangen mehr Aufmerksamkeit zu schenken.

Einige Mitgliedstaaten erarbeiten besondere Verfahren, um die potenziellen
Treibhausgasemissionen bestimmter Plane und Programme zu messen. Andere
streben ,CO.-Neutraditdt® an (d. h. die Durchfihrung der Pléne und Programme
sollte keinen Anstieg der Treibhausgasemissionen bewirken) oder ermitteln
Auswirkungen auf den Klimawandel in Form einer erwarteten Verringerung der
Treibhausgasemissionen.

Da die SUP-Richtlinie keine speziellen Anleitungen zur Berlicksichtigung von
Fragen des Klimaschutzes enthdlt, sollten spezielle Leitlinien ausgearbeitet werden.

VON DER EU IM ZEITRAUM 2007-2013 K OFINANZIERTE PROGRAMME®

Gemal3 Artikel 3 Absatz 9 galt die SUP-Richtlinie nicht fur Plane und Programme
des Programmplanungszeitraums 2000-2006. Gemal3 Artikel 2 Buchstabea der
Richtlinie sowie gemal3 den Verordnungen Uber den Kohasionsfonds, den Fonds fur
léandliche Entwicklung und den Fischereifonds, in denen ausdricklich eine SUP
vorgeschrieben ist, ist die SUP-Richtlinie dagegen im Zeitraum 2007-2013 in vollem
Umfang anwendbar.

In der Praxis missen die meisten im Zetraum 2007-2013 genehmigten
operationellen Programme (OP) einer SUP nach Mal3gabe der Richtlinie unterzogen
werden. Nur OP, die keinen Rahmen fir weitere Genehmigungen von Projekten
vorgeben, werden keiner SUP unterzogen. Dies ist vorwiegend bei ESF-Programmen
der Fall. Die Beachtung der SUP-Richtlinie war und ist eine Bedingung fur die
Genehmigung der Programme durch die Kommission.

Konkret zeigen die Erfahrungen aus der SUP bei den operationellen Programmen im
Rahmen der Kohasionspolitik Folgendes:

- Die SUP hat eindeutig den Inhalt der Programme beeinflusst, da
Umweltbelange in der Planungsphase beriicksichtigt werden mussten. In welchem
Umfang dies der Fall war, lasst sich allerdings nur schwer ermitteln.

- In mehreren Mitgliedstaaten hat sich die Offentlichkeit nicht in
wunschenswertem Mal3e beteiligt. Tatsdchlich mussten mehrere Planungsbehérden
wegen der knappen Fristen fir die Programmgenehmigung die SUP innerhalb eines
kurzen Zeitraums abwickeln. Allerdings sieht Artikel 11 (Partnerschaft) der

13

Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 mit allgemeinen Bestimmungen Uber den Européischen Fonds fir
regionale Entwicklung, den Europédischen Sozialfonds und den Kohésionsfonds (ABI. L 210 vom
31.7.2006, S. 25). Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 Uber die Forderung der Entwicklung des landlichen
Raums durch den Europdischen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des léndlichen Raums
(ELER) (ABI. L 277 vom 21.10.2005, S. 1). Verordnung (EG) Nr. 2371/2002 (ber die Erhaltung und
nachhaltige Nutzung der Fischereiressourcen im Rahmen der Gemeinsamen Fischereipolitik
(ABI. L 358 vom 31.12.2002, S. 59).
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6.1.

Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 vor, dass Stellen, die die Zivilgesellschaft vertreten,
an der Ausarbeitung der Programme beteiligt werden.

- Die Umweltbehtrden wurden konsultiert und in den Beschlussfassungsprozess
einbezogen, auch wenn es sich in einigen Falen as schwierig erwies, alle ihre
Empfehlungen zu berticksichtigen.

- Die Qualitdt der Umweltberichte war gemischt und in einigen Fallen relativ
schlecht.

Die Prufung der Programme zur Entwicklung des landlichen Raums ergab im
Zusammenhang mit der SUP Folgendes:

- Die Qualitét der SUP unterschied sich deutlich von einem Mitgliedstaat zum
anderen.

- In den meisten Fallen nahmen sehr viele Interessenvertreter an der
Konsultation der Offentlichkeit teil, selbst dann, wenn ungeeignete Verfahren fir die
Konsultation der Offentlichkeit die Mdglichkeiten fur eine Beteiligung
einschrankten.

Ahnliche Beobachtungen ergaben sich in Bezug auf die aus dem Européischen
Fischereifonds finanzierten OP.

Auch wenn nicht eindeutig feststeht, in welchem Mal3 die SUP Programminhalte
beeinflusst hat, so ist insgesamt doch zu unterstreichen, dass die erste Anwendung
der SUP-Richtlinie auf von der Gemeinschaft kofinanzierte Programme allgemein
positiv gewirkt hat. Zwar bestent noch Raum fir Verbesserungen, aber die
Anwendung der SUP-Richtlinie hat doch dazu gefiihrt, dass Umweltbelange besser
in den Programminhalt einbezogen wurden. Die Umweltbehorden werden an allen
Phasen des Beschlussfassungsprozesses enger beteiligt.

WIRKSAMKEIT DER RICHTLINIE

Bei der Prifung der Wirksamkeit der SUP-Richtlinie wurde untersucht, in welchem
Mal3 die Programmplanungsverfahren und —beschliisse durch die Einbeziehung von
Umweltbelangen beeinflusst wurden, und in welchem Umfang Pléne und Programme
aufgrund der Anwendung des SUP-V erfahrens geéndert wurden.

Auswirkungen der SUP auf den Planungspr ozess

Ein Grol¥eill der Mitgliedstaaten erwédhnt ausdricklich, dass die SUP dazu
beigetragen hat, das gesamte Planungsverfahren besser zu organisieren und zu
strukturieren, was sie als positiv erachten. Insbesondere die formlich vorgeschriebene
Konsultation der Umweltbehdrden und der Offentlichkeit bewirkten eine groRere
Transparenz der Planungsverfahren.
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6.2.

6.3.

Auswirkungen der SUP auf den Inhalt der Plane und Programme

Ein Groldteill der Mitgliedstaaten berichtet, dass die SUP in vielen Fallen eine
inhaltliche Anderung der Plane und Programme bewirkt hat. Die einzelnen
Erfahrungen hierbei sind unterschiedlich. Generell @nderte die SUP nichts an den
Hauptzielen oder der Mittelausstattung der einzelnen Forderziele. Was gedndert
wurde, waren bestimmte Forderziele, -regelungen oder —kriterien. Andere
Erfahrungen hingegen zeigen, dass bei den umfangreichsten nationalen Planen viele
Erkenntnisse aus der SUP den Inhalt der Plane stark beeinflussten. Dies schliefdt auch
die Auswahl von Alternativen oder die Berticksichtigung wichtiger Empfehlungen
ausder SUP ein.

Viele Mitgliedstaaten berichten aulRerdem, dass sie im Zuge der parallelen
Abwicklung der SUP die Plane und Programme im Laufe ihrer Ausarbeitung
inhaltlich geédndert haben. Sie erwdhnen besonders, dass die friheren kostspieligen
Schadensbegrenzungsmaldnahmen nun as direkte Folge der frihzeitigen
Einbeziehung von Umweltbelangen in die Plane und Programme Uberfllissig sein
konnten.

Wahrnehmung der Vorteileder SUP
Die Mitgliedstaaten haben eine Reihe von Vorteilen der SUP erkannt, wie

- die Einbezichung von Umweltbelangen in die Beschlussfassung und die
umweltgerechtere Gestaltung von Pldnen und Programmen;

- die Beteiligung und Konsultation relevanter Offentlicher Stellen. Dies
erleichtert und stérkt die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Behorden
(Planungs-, Umwelt- und Gesundheitsbehérden);

- die groRRere Transparenz der Beschlussfassung aufgrund der Einbeziehung
verschiedener Ebenen der Gesellschaft;

- die starkere Betonung und damit aber auch die Einhaltung der
umweltpolitischen Vorschriften.

M OGLICHKEITEN ZUR VERBESSERUNG DER RICHTLINIE

Langerfristig in Betracht zu ziehen waren Anderungen die das Inkrafttreten des SUP-
Protokolls berticksichtigen, den Anwendungsbereich der SUP-Richtlinie erweitern
(um auf bestimmte Aspekte wie den Klimawandel, Biodiversitédt und Risiken besser
eingehen zu kénnen) und die Synergien mit anderen Umwelt-Rechtsvorschriften
verstarken wirden. In dieser Hinsicht sollten folgende Empfehlungen berticksichtigt
werden:

— Das Inkrafttreten des SUP-Protokolls kann Anderungen der SUP-Richtlinie
bewirken. Mdgliche Erganzungen der SUP-Richtlinie sollten in Betracht gezogen
werden. Einige dieser Anderungen konnten als Teil der Uberarbeitung der UV P-
Richtlinie beispielsweise tiber Anderungen ihrer Anhange eingebracht werden.
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— Das SUP-Protokoll geht insofern weiter als die SUP-Richtlinie, as es zur
Anwendung auf bestimmte Politiken und Vorschldge fir Rechtsvorschriften
anhalt. Noch ist die SUP-Richtlinie nicht auf Politiken anwendbar, die den
Rahmen fur Plane und Programme vorgeben, aber als Option fur die Zukunft
muss die Md&glichkeit gepruft werden, Politiken und Rechtsvorschriften in den
Anwendungsbereich der Richtlinie einzubeziehen.

— In den Mitgliedstaaten missen die Kapaztéten fir eine wirksame Umsetzung der
SUP-Richtlinie entwickelt werden. Dieser Kapazitdtsaufbau sollte stark gefordert
werden, insbesondere durch gezielte Kampagnen fir die Einstellung und
Ausbildung von SUP-Experten und durch die Erstellung von Leitfaden.

— Schliefdich haben einige Mitgliedstaaten unterstrichen, dass weitere Anleitungen
erforderlich sind, insbesondere zur Auslegung bestimmter Schliisselkonzepte der
Richtlinie (,» Screening*-Kriterien, Ermittlung von Alternativen,
K oordinierungsmechanismen und/oder gemeinsame Verfahren fir die Beachtung
der Prifungsanforderungen aus anderen Richtlinien, spezielle Hinweise fur das
Verhdltnis zwischen SUP und UVP). Die Kommission kénnte zusammen mit den
Mitgliedstaaten gemeinschaftliche Leitfaden erstellen, die sich mit der besseren
Einbeziehung von Fragen des Klimawandels und der biologischen Vielfalt in die
SUP befassen.

FAZIT

Anwendung und Wirksamkeit der SUP-Richtlinie in allen Mitgliedstaaten ergeben
ein gemischtes Bild sowohl in Bezug auf die institutionellen und rechtlichen
Regelungen des SUP-Verfahrens als auch in Bezug auf die Wahrnehmung ihrer
Rolle durch die Mitgliedstaaten. Dieses gemischte Bild bestimmt auch, wie die
Mitgliedstaaten die Vor- und Nachtelle wahrnehmen und welche Mal3nahmen
voraussichtlich die Anwendung und Wirksamkeit der Richtlinie verbessern werden.

Die allgemeinen Ergebnisse dieses ersten Berichts legen nahe, dass die Anwendung
der SUP in den Mitgliedstaaten noch in den Kinderschuhen steckt und dass weitere
Erfahrungen erforderlich sind, bevor entschieden werden kann, ob und wie die
Richtlinie zu andern ist. Die Mitgliedstaaten bevorzugen offenbar Rechtsstabilitét
und setzen auf Zeit, damit sich die SUP-Regelungen und —Prozesse einspielen und
bewdhrte Verfahren entwickelt werden, wie sich SUP zur Optimierung des
Planungsprozesses einsetzen lassen. Der nachste Bewertungsbericht sollte 2013
erstellt werden.

Auf jeden Fall, so das Fazit, tragt die SUP-Richtlinie dazu bei, dass Umweltbelange
systematisch und strukturiert in Planungsprozessen beachtet und zu einem méglichst
frihen Zeitpunkt berlcksichtigt werden. Aufl3erdem sorgen ihre Vorschriften
(Umweltbericht, Konsultation und Information der zustdndigen Behdrden und der
Offentlichkeit usw.) fiir bessere und harmonisierte Planungsverfahren und férdern so
€einen transparenten, partizipatorischen Beschlussfassungsprozess.
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Anhang
Wichtigste Informationsquellen

Von der Kommission in Auftrag gegebene Studie Uber den Bericht Uber die
Anwendung und Wirksamkeit der SUP-Richtlinie
http://ec.europa.eu/environment/ei a/pdf/study0309.pdf.

Antworten der Mitgliedstaaten auf den Fragebogen der Kommission zur
Anwendung und Wirksamkeit der SUP-Richtlinie.

Von der Kommission in Auftrag gegebene Studie Uber das Verhaltnis zwischen
der UVP-Richtlinie und der SUP-Richtlinie
http://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/final_report 0508.pdf.

Handbuch zur SUP fur die Koh&sionspolitik 2007-2013 (2007, GRDP).

Leitfaden der Kommission zur Anwendung der Richtlinie 2001/42/EG, (2003),
http://ec.europa.eu/environment/ei a/sea-support.htm

Erfahrung der Kommission mit der Anwendung und Durchsetzung der SUP-

Richtlinie und ihrer Anwendung auf die Programme, die im Zeitraum 2007-2013
von der EU kofinanziert werden.

13

DE


http://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/study0309.pdf
http://ec.europa.eu/environment/eia/pdf/final_report_0508.pdf
http://ec.europa.eu/environment/eia/sea-support.htm

	1. EINLEITUNG
	2. UMSETZUNG DER SUP-RICHTLINIE
	3. DIE WICHTIGSTEN ASPEKTE DES SUP-VERFAHRENS
	3.1. Grundsätze
	3.2. Festlegung des Geltungsbereichs der Richtlinie
	3.3. Festlegung des Umfangs des Umweltberichts (Artikel 5 Absatz 4)
	3.4. Umweltbericht (Artikel 5 und Anhang I)
	3.5. Begriffsbestimmung von „vernünftigen Alternativen“ (Artikel 5 Absatz 1)
	3.6. Konsultationen der Öffentlichkeit und der Umweltbehörden (Artikel 6)
	3.7. Grenzüberschreitende Konsultationen (Artikel 7)
	3.8. Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen

	4. VERHÄLTNIS ZUM EU-RECHT UND ZU ANDEREN POLITIKBEREICHEN
	4.1. UVP-Richtlinie
	4.2. FFH-Richtlinie und Aktionsplan zur Erhaltung der biologischen Vielfalt
	4.3. Das SUP-Protokoll
	4.4. Klimawandel

	5. VON DER EU IM ZEITRAUM 2007-2013 KOFINANZIERTE PROGRAMME
	6. WIRKSAMKEIT DER RICHTLINIE
	6.1. Auswirkungen der SUP auf den Planungsprozess
	6.2. Auswirkungen der SUP auf den Inhalt der Pläne und Programme
	6.3. Wahrnehmung der Vorteile der SUP

	7. MÖGLICHKEITEN ZUR VERBESSERUNG DER RICHTLINIE
	8. FAZIT

